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Siegreicher Abſchluß der Reujahrsſchlacht
Montenegros endgiltiger Rücktritt

vom vierverbande
König Nikitas Zerwürfnis mit Rom

Wien, 19. Jan. König Nikita hat ſich zur Kapitulation
entſchloſſen, obwohl ihm vom römiſchen Hofe Aufnahme in Florenz
angeboten worden war, wo er nach der Flucht aus ſeinem Lande
als Penſionär des Königs Viktor Emanuel hätte leben können.
Er habe letzteres mit rauhen Worten abgelehnt und
hinzugefügt, daß ihm der Gedanke einer Flucht durch-
aus fern liege. Er ſei auf ſeinen Schwiegerſohn,
der ihn mit einer durchgreifenden Hilfe durchaus im Stich ließ,
äußerſt erbittert. Nach Schweizer Blättern
dächten Hof und Regierung von Montenegro nach Abſchluß der

Friedensverhandlungen nach Cetinje zurückzukehren,
damit auch äußerlich der endgültige Rücktritt vom
Vierverband dargetan werde.

Wien, 18. Jan. Bereits am 7. Januar, alſo noch vor der
Eroberung des Lowcen, hatten die Montenegriner um einen
Waffenſtillſtand erſucht, der aber natürlich verweigert
wurde. Nun iſt der ehemalige öſterreichiſchungariſche Geſandte
in Cetinje, Eduard Otto, vor einigen Tagen auf den Kriegs-
ſchauplatz abgereiſt, mit allen Vollmachten ausgerüſtet, um den
Frieden mit Montenegro zu beraten.

Ein Schlag gegen Jtalien
Zürich, 18. Jan. Die „Zürcher Poſt“ ſchreibt zum Son-

derfrieben Montenegros, es werde wohl für immer
ſeine Hoffnungen auf Ausdehnung nach Dalmati-
en und Herzegowina aufgeben müſſen. Das kenn-
zeichne gleichzeitig den ſtarken politiſchen Erfolg, den
Oeſterreich-nungarn mit der Unterwerfung Montenegros er-
ſtritten habe. Die habsburgiſche Monarchie habe heute
die ſüdöſtlichen Länder feſter denn je in der Hand und be
herrſche von Cattaro aus vie Adria beinahe un
beſchränkt, von der ſie hätte abgeſperrt werden ſollen.
Für Jtalien ſei dies ein Schlag, der ſeine ganze
Kriegspolitik ins Herz treffe.
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Mailand, 18. Jan. „LCorriere della Sera“ meldet
aus Rom: Sonn in o empfing geſtern den ruſſiſchen
Botſchafter und ſpäter den Kriegsminiſter Zuppelli,
der alsdann mit Salandra konferierte.

Die Kapitulation Montenegros im Spiegel
der öſterreichiſchen Preſſe

Wien, 18. Jan. Jn der Beſprechung der Kapitulation
Montenegros betonen die Blätter wiederholt, daß die un
genügende Hilfsleiſtung der Entente an Montenegro, ſowie
das geringe Vertrauen des Königs Nikita an den end
gültigen Sieg der Alliierten ihn zur Waffenniederlegung
zwangen. Dae „Fremdenblatt“ ſchreibt:

Die Trutzburg, welche Jtalien und Rußland gegen die
Monarchie im europäiſchen Wetterwinkel errichtete, iſt gefallen,
dank der herrlichen Taten der öſterreichiſchungariſchen Truppen,
welche auf die ganze Welt einen tiefen Eindruck machten Unſere
Feinde mögen jetzt erkennen, wie falſch ſie die Kraft und die
Macht unſeres Staates einſchätzten. So ſieht das ſchwache, in
der Auflöſung begriffene und dem Untergangene geweihte Oeſter
reich Ungarn aus. Erſchreckt erkennen jetzt unſere Feinde den
ungemeinen Jrrtum, dem ſie ſich hingaben. Die Waffenſtreckung
Montenegros bedeutet jedoch nicht bloß die Niederwerfung dieſes
unſeres Feindes, ſondern auch eine ſchwere und furcht
bare Niederlage Jtal iens und Rußlands. Denn
Cetinje war die Brücke zwiſchen Petersburg und
Rom. Der Schlag iſt umſo empfindlicher, weil dieſe beiden
Großmächte nicht imſtande waren, ihrem Schützling auch nur ge
ringe Hilfe zu leiſten. Aus der Tatſache, daß der ganze Vier
verband nichts unternahm, um ſeinen ſchwachen Schützling aus
der verzweifelten Not zu retten, können die richtigen Schlüſſe
auf die Schwäche unſerer Feinde gezogen werden. Für
Jtalien aber, ſchließt das Blatt, iſt die Niederwerfung Monte
negros eine Niederlage ſchlimmſter Art, eine Niederlage morali-
ſcher und phyſiſcher Natur. Montenegro kam zur Erkennents,
was eine Hilfe wert iſt, die ſich nur in Worten, leidenſchaftlichen
Geſten und leichtſinnigen Verſprechungen äußert. Die En
tente, Jtalien und Rußland vor allem, wurde auf den
Höhen des Lowcen geſchlagen.

Die „Reichspoſt“ ſchreibt: Für Rußland iſt der Entſchluß des
Königs der ſchwarzen Berge das Fiasko der mehr als hunvert
jährigen Politik des Zarenreiches, wen Montenegro immer als
„Turm auf dem Schachbrett“ gait. Die Tat des Königs Nikita
ſchlägt mit Fäuſten an das gie derer, die Jtalien in dieſen
Krieg ſtürgten, der ihm nun ſeit ſieden Monaten nichts als
Niederlagen bringt.
Die „Zeit“ ſagt: Aus dem Ring des Gegners iſt das erſte
Glied herausgebrochen, das ſchwächſte Glied allerdings. Aber
immerhin hat dex bbröckelungsprozeß begonnen.

Mittwoch, 19. Januar 1916

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht

Wien, 18. Januar. Amtlich wird verlautbart,
18. Januar 1916:

Ruſſiſcher Kriegsſchauplatz
Da auch der geſtrige Tage keine beſonderen Ereigniſſe

brachte, kann die Neujahrsſchlacht in Oſtgalizien
und an der beſſarabiſchen Front, über die aus naheliegen-
den militäriſchen Gründen die Tagesberichte keine eingehen-
den Angaben bringen konnten, als abgeſchloſſen be-
trachtet werden. Unſere Waffen haben an allen Punkten
des 130 Kilometer breiten Schlachtfeldes eineen vollen
Sieg davongetragen. Unſere über jedes Lob erhabene
Jnfanterie, die Trägerin aller Entſcheidungskämpfe, hat,
von der Artillerie ſehr verſtändnisvoll unterſtützt, alle
Stellungen gegen eine, örtlich oft vielfache Ueberlegen-
heit behauptet. Die große Neujahrsſchlacht im Nord-
oſten des Reiches begann am 24, Dezember vergangenen
Jahres und dauerte, nur an einzelnen Tagen durch Kampf-
pauſen unterbrochen, bis zum 15. Januar, alſo insgeſamt
24 Tage lang. Zahlreiche Regimenter ſtanden in dieſer
Zeit durch 17 Tage im heftigſten Kampf. Ruſſiſche Trup-
penbefehle, Ausſagen von Gefangenen und eine ganze
Reihe von amtlichen und halbamtlichen Kundgebungen aus
Petersburg beſtätigen, daß die ruſſiſche Heeresleitung mit
der Offenſive ihres Südheeres große militäriſche und poli-
tiſche Zwecke verfolgte. Dieſen Abſichten entſprachen auch
die Menſchenmaſſen, die der Feind gegen unſere Fronten
angeſetzt hat. Er opferte, ohneirgend einen Er-
folg zu erreichen, mindeſtens 70000 Mann
an Toten und Verwundeten hin und ließ nahezu
6000 Kämpfer als Gefangene in unſerer Hand.

Der Truppenzuſammenſetzung nach haben am Siege in
der Neujahrsnacht alle Stämme der Monarchie Anteil.

Der Feind zieht neuerlich Verſtärkungen nach Oſt-
galizien.

Sonſt im Nordoſten keine beſonderen Ereigniſſe.

Südöſtlicher Kriegsſchauplatz
Die Verhandlungen die die Waffenſtreckung des

montenegriniſchen Heeres zu regeln haben, be
gannen geſtern nachmittag. Unſere Truppen,
die inzwiſchen noch Virpazar und Rijeka beſetzt hatten,
haben die Feindſeligkeiten eingeſtellt.

Italieniſcher Kriegsſchauplatz
Die Lage iſt unverändert. An der Dolomitenfront, am

Tolmeiner Brückenkopf und im Görziſchen fanden ſtellen-
weiſe lebhaftere Geſchützkämpfe ſtatt. Kleinere feindliche
Unternehmungen gegen den genannten Brückenkopf und ein
Angriff auf unſere Stellungen am Nordhange des Monte
San Michele wurden abgewieſen.

Der Stellvertreter des Chefs des Generalſtabes:
v. Höfer, Feldmarſchalleutnant.

Ereigniſſe zur See
Am 17. Januar nachmittags vollführte ein Geſchwader

von Seeflugzeugen einen ſtarken Angriff gegen An
cona, wo Bahnhof, Elektrizitätswerk und eine Kaſerne
mit ſchweren Bomben beworfen und in Brand
geſteckt wurden. Das ſehr heftige Feuer von vier Abwehr-
geſchützen war ganz ohne Wirkung. Alle Flugzeuge ſind
unbeſchädigt eingerückt.

Flottenkommando.

Ein Ultimatum Englands und Frankreichs
an Griechenland

Sofig, 18. Jan. Nach einer Athener Meldung hat Eng-
land und Frankreich geſtern der griechiſchen Regierung eine be
friſtete Note überreicht, die tatſächlich einem Ultimatum
gleichkommt. Die Note verlangt, Griechenland ſolle binnen
48 Stunden allen diplomatiſchen Vertretern und Konſuln der
Vierbundmächte die Päſſe zuſtellen, widrigenfalls der Vierverband
die zur Wahrung ſeiner Jntereſſen für nötig erachteten Schritte
unternehmen werde.

Wiedereinſchiffung der gelandeten Entente
Truppen auf Phaleron.

Sofig, 18. Jan. n Konſtantinopel iſt dio Meldung aus
Athen eingetroffen, daß die im Hafen von Phaleron gelandeten
franzöſiſchen und engliſchen Truppen auf Schiffen wieder zurück
gezogen worden ſeien, nachdem die Benutzung der Seekabeln den
Griechen entzogen worden iſt.
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Deutſcher Reichstag
Sitzung vom Dienstag, den 18. Januar 1916.

Am Budesratstiſche: Dr. Delbrück, Dr. Lisc,
Dr. Helfferich.
9 Jl dent Dr. Kaempf eröffnete die Sitzung um 10 Uhr

in.
Eine Reihe von Petitionen, welche die Petitionskom-

miſſion für ungeeignet zur Erörterung im Plenum erachtet
hat, wurde für erledigt erklärt.

Das Haus beriet den Antrag auf
Vertagung des Reichstages bis zum 15. März.

Abg. Scheidemann (Soz.): Nach dem Antrage ſtehen für
die Beratung des Etats bis zum 1. April nur 14 Tage zur
Verfügung. Es iſt unmöglich, in dieſer kurzen Zeit den
Etat und die neuen Steuervorlagen zu beraten. Jch wider-
ſpreche der Vertagung nicht, möchte aber auf die Bedenken
aufmerkſam gemacht haben.

Reichsſchatzſekretär Dr. Helfferich: Es ſoll auch ſchon in
Friedenszeiten vorgekommen ſein, daß der Etat bis zum
1. April nicht fertig wurde, wir haben uns dann für die
Übergangszeit durch ein Notgeſetz geholfen. Wir werden,
wenn nötig, dies Mal ebenſo verfahren. Der Etat wird ja
relativ knapp ſein; eine eigentliche Veranſchlagung wie in
Friedenszeiten wird nicht in Frage kommen, ſondern es
wird ſich bloß um die verfaſſungsmäßigen Grundlagen für
die Führung des Reichshaushaltes handeln. Kompliziert
wird die Frage allerdings durch die Steuervorlagen zur
Deckung des mit Sicherheit zu erwartenden Defizits,
finanzielle Maßnahmen, die das Gleichrewicht für die
Dauer des Hrieges herſtellen ſollen, alſo nicht um ein Defi-
nitivum. Und da hoffe ich, der Reichstag wird dem Rech-
nung tragen, und hege die Jhnen vielleicht etwas ver-
meſſen erſcheinende Hoffnung, daß wir mit der Beratung
rechtzeitig zu Ende kommen.

Abg. Baſſermann (Natl.) ſchloß ſich den Bedenken des
Vorredners aus dem Hauſe an; ſeinem Vorſchlag, den
Reichstag ſchon am 7. März wieder zuſammentreten zu
laſſen, ſei aber damit begegnet worden, daß bis dahin die
Vorlage nicht fertiggeſtellt werden könnte. Für die neuen
Steuern forderte er eine gründliche Prüfung und wünſchte,
daß die öffentliche Kritik Gelegenheit hätte, ſich damit zu
beſchäftigen. Den gewiſſermaßen proviſoriſchen Charakter
der neuen Steuervorlagen verſah er mit einem Fragezeichen
(Zuſtimmung), da einmal für das Reich gewonnene Ein-
nahmen nach dem Kriege bei der allgemeinen Finanzlage
kaum aufgegeben werden könnten; auch deshurb ſei eine
gründliche Prüfung nötig.

Abg. Ledebour (Soz.): Die Regierung iſt nicht in der
Lage, vor dem 15. März die Vorlage fertigzuſtellen; das iſt
der einzige Grund. Das ſieht nach einer Preſſion auf den
Reichstag aus. (Zuſtimmung und Widerſpruch.) Wir müſſen
möglichſt frühzeitig zuſammentreten und ausgiebige Zeit
zur Beratung haben. Das läßt ſich ohne Notgeſetz und
Beratungen auch nach dem 1. April nicht machen.

Schatzſekretär Dr. Helfferich: Jch habe als bekannt vor
ausgeſetzt, daß die Regierung zur Vorberatung der Vor-
lagen längere Zeit braucht, auch für Vorlagen proviſori-
ſchen Charakters. Eine Preſſion konnte man aus meinen
Worten richt lerausleſen. Aber wegen ihres proviſoriſchen
Charakters hoffe ich auf Beſchleunigung im Reichstag; die
definitive Belaſtung des Reiches und die organiſche Neu-
ordnung im Reichsfinanzweſen kann erſt in Friedenszeiten
beraten, jetzt aber abſolut nicht überſehen werden.

Abg. Dr. Spahn (Ztr.) verwies auf den Ausweg, die
Budgetkommiſſion früher, ſchon am 7. März, zuſammen-
treten zu laſſen.

Abg. Dr. Oertel (Deutſchkonſ.) ſchloß ſich dieſem Wunſche
an. Seine politiſchen Freunde ſeien über eine gründliche
Beratung der neuen Steuervorlagen einig und wünſchten
Gelegenheit für die Offentlichkeit, vorher Stellung zu
nehmen. Aber dieſe Hoffnung ſei leider gering.

Abg. Scheidemann (Soz.) erklärte ſich für zufrieden mit
dem Ergebnis der Ausſprache.

Der Antrag wurde einſtimmig angenommen.
Es folgte die Beratung der

Kommiſſionsanträge über die Zenſur.
Nach dem geſtrigen Bericht des Abg. Dr. Streſemann

hat die Kon miſſion folgende Reſolutionen zur An
nahme empfohlen:
t 1. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, dafür Sorge zu
ragen:

a) daß unter dem Einfluß der jetzt geltenden Ausnahme-
beſtimmungen keine Einrichtungen geſchaffen werden, die

net ſind, auch in Friedenszeiten die Preßfreiheit undie net der öffentlichen Meinung zu deſchränken;

b) daß beim Kriegspreſſeamt und det allen General
kommandos Prefſeabteilungen aus Vertretern der Militär
behörde und ſachverſtändigen gebildet wer

nfur beſeitigt oder gemildert
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c) daß jedem Zeitungsverbote zunächſt eine mit Begrün
dung verſehene Warnung an den Verlag vorausgehen muß;

d) daß das Verbot einer Zeitung nur mit Zuſtimmung
des Reichskanzlers erfolgen darf.

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, dafür Sorge zu
tragen, daß jedenfalls Fragen der inneren Politik, der
Handelspolitik und der Steuerpolitik der Preſſezenſur nicht
unterworfen werden.

Ferner beantragen die Abgg. Albrecht und Ge
noſſen eine Reſolution, den Reichskanzler zu erſuchen, da
hin zu wirken, daß der Belagerungszuſtand aufgehoben und
insbeſondere die Freiheit der Preſſe wiederhergeſtellt wird.

Abg. Dittmann (Soz.): Das Symbol, unter dem wir zu
ſammentreten, iſt der Maulkorb für den deutſchen Reichs
tag. Selbſt aus dem Reichstagsbericht find unſerem
Halleſchen Parteiblatt auf Anordnung von Berlin große
Stellen geſtrichen worden. Der Burgfrieden be-
dingt keine Aufgabe grundſätzlicher politiſcher An
ſchauung: Das war die Meinung des HBeichstages, und auch
der Reichskanzler wollte den politiſchen Kampf nicht unter
binden. Die Zenſur iſt aus einem militäriſchen Mittel zu
einer politiſchen Zenſur grworden, ſie wirtſchaftet auf allen
Gebieten wie das bekannte Tier im Porzellanladen. Der
Preſſeerlaß des Miniſters des Jnnern iſt unwmoraliſch.
(Vizepräſident Dove: Die Kritik muß ſich in parlamentari
ſchen Grenzen halten.) Die Zenſur iſt raffiniert ſyſtemati-
ſiert. Die Abgeordneten können ihren Wählern nicht mehr
Rechenſchaft geben. Wir fordern die Beſeitigung des Be
lagerungszuftandes. Beifall bei der ſozialdemokratiſchen
Minderheit.)

Abg. Gerſtenberger (Ztr.): Der Vorredner hat ſich ge
waltig aufgeregt über die Handhabung der Zenſur gegen
die ſozialdemokratiſche Preſſe. Dazu mag vielleicht in Nord
deutſchland Veranlaſſung ſein; im Süden, ſpeziell in
München, wo die ſozialdemokratiſche Preſſe viel bräver iſt
(Heiterkeit) und Einfluß bis ins Kriegsminiſterium hat, er-
freut ſie ſich einer Freiheit, um die ſie die anderen Zeitungen
beneiden. Auch die Kölniſche Volkszeitung könnte ein Lied
ſingen von der auffälligen Fürſorge der Zenſur; dieſe iſt
gegen jede politiſche Richtecung eingeſchritten. Auch mir
griff des Lebens rauhe Fauſt ſchon in die krauſen Kinder-
locken. (Stürmiſche Heiterkeit.) Die mit Recht beklagte
Ungleichheit der Behandlung nimmt angeſichts des Be
ſtehens von 25 Generalkommandos nicht weiter Wunder.
Das Kriegspreſſeamt hat ſeine Aufgabe, Einheitlichkeit zu
ſchaffen, noch nicht zu löſen vermocht. Es iſt ein merk-
würdiger Burgfriede, wenn man ſich hauen laſſen muß,
ohne ſich wehren zu dürfen. über Kriegs- oder Friedens
ziele herrſchen die allerverſchiedenſten Anſchauungen ſelbſt
innerhalb der Parteien, auch der Sozialdemokratie; deshalb
ſcheint ihre Diskuſſion hier nicht angebracht. Bei den
Fragen der Volksernährung hat man den Zeitungen An-
griffe auf die Landwirtſchaft geſtattet, aber die Abwehr
verboten. Durch Präventivzenſur gegen ganze Zeitungen
wird ihr Betrieb gefährdet oder unmöglich gemacht. Den
ſchwerſten Eingriff aber bedeutet ein Verbot, die Schädi-
gung des Verlegers, dadurch ſollten die Zenſoren ſich wirk-
lich erſt klar machen. Dem Kommiſſionsvorſchlag auf vor-
herige Warnung kann ich mich aber ebenſo wenig an-
ſchließen als demjenigen, daß ein Verbot nur mit Zuſtim-
mung des Reichskanzlers ergehen darf, denn Warnungen
würde es nur ſo regnen; und der Kanzler hat keine Zeit
und Möglichkeit, die Gründe für ein Verbot zu prüfen.
Trotz aller Bedenken können wir der Beſeitigung des Be-
lagerungszuſtandes und Aufhebung der Zenſur nicht bei-
ſtimmen. Die Zeiten ſind andere als nach 1870/71; für
militäriſche Zwecke iſt die Zenſur auch nach der Mobil-
machung unentbehrlich. Etwas ließe ſich dur ein Verbot
allerdings erreichen, nämlich wenn alle Zeitungen bei uns
und in allen Ländern auf 4 Wochen verboten würden,
dann würde der Frieden vielleicht ſehr bald erreicht ſein.

(Heiterkeit.) tAbg. Fiſchbeck (Fortſchr. Vpt.): Jetzt zeigt ſich die Wir
kung der Unterlaſſung, die militäriſche Gewalt nicht im
Frieden gegn die anderen Gewalten abgegerenzt zu haben.
Freilich hat früher niemand an die Möglichkeit eines ſolchen
Weltkrieges gedacht. Den ſozialdemokratiſchen Antrag
können auch wir nicht annehmen, aber Korrekturen müſſen
eintreten, dazu iſt es noch Zeit, um den bürgerlichen Rechts-
zuſtand auf nichtmilitäriſchem Gebiete wiederherzuſtellen.
Auch das Kriegspreſſeamt hat die daran geknüpften Hoff-
nungen nicht erfüllt. Jn Norddeutſchland iſt die Präventiv-
zenſur aufgehoben, in Süddeutſchland beſteht ſie weiter.
Wir halten es noch heute für das Beſte, Friednsziele nicht
zu erörtern, ſolange die Feinde uns noch zerſchmettern
wollen. Das bedauerlichſte iſt das Zeitungsverbot. Die
Verletzung des Briefgeheimniſſes widerſpricht jedem
Rechtsgedanken. Die Zenſur iſt ſtellenweiſe zur Sach-
walterin von Privatintereſſen geworden. Was haben die
mit der Sicherheit unſeres deutſchen Vaterlandes zu tun?
Jn Sachſen und Bayern iſt die Veröffentlichung par-
lamentariſcher Verhandlungen beſchränkt worden. Für die
Zeit nach dem Kriege wollen wir erſt recht Freiheit. Die
Loebell'ſchen Erlaſſe mahnen zur Vorſicht. Die Regierung
kann offen und frei ihre Meinung ſagen, ſoll es aber ſo
offen tun, daß das Volk weiß, wer zu ihm ſſpricht.
Sehr richtig! links.)

Abg. Dr. Streſemann (Natl.): Der Reichstag iſt durch-
aus zuſtändig zur Beſprechung des Loebellſchen Erlaſſes.
Das deutſche Volk liebt ſtarke Männer, was hier aber kom-
men ſoll, iſt nicht offener Kampf, ſondern ein mit Zwangs-
maßregeln gezüchtetes Offizioſentum. Über die Handha-
bung der Zenſur iſt es ſchwer, keine Satyre zu ſchreiben.
Wir müſſen uns jede Zenſur der Parlamentsberichte ent-
ſchieden verbitten. Der Reichskanzler muß dafür ſorgen,
daß ſolche Sachen unterbunden werden. Die Willkürherr
ſchaft bei dem Verbot von Jugendſchriften, zumal patrioti-
ſchen Werken, muß aufhören. Unglaublicher Weiſe wurde
ſogar der Abdruch der Untrredung mit Hindenburg mit
dem trefflichen Wort „Nicht Durchhalten, ſondern ſiegen!“
verboten. Der Burgfriede iſt nicht ſo zu verſtehen, daß
keine Gegenſäßlichkeit beſtehen darf, das iſt in einem
70 Millionen-Volk nicht denkbar; wohl aber muß gegen
ſeitige Achtung beſtehen bleiben. Auch der Weltkrieg iſt
nur mit der öffentlichen Meinung zu gewinnen. Da
liegen große Verſäumniſſe, auch ſolche der deutſchen Diplo
matie; man hat uns im Jnlande in den Zeitungen nur
ſolche Dinge hören laſſen, die freundlich für Deutſchland
klangen, und erſt der Krieg hat uns die Augen über die
wirkliche Sachlage geöffnet, daß wir nämlich faſt überall nur
Neider, Feinde und Gegner beſaßen. Wir dürfen uns nicht
damit tröſten, daß wir uns ſelbſt genug ſind. Auch über
die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten ſollte nicht geſchwiegen,
ſondern geredet und Mißſtände öffentlich bekämpft werden.
Beſondere Vorſicht ſollte den Reutermeldungen gegen
über obwalten, die für Deutſchland beſonders

z zu ſein ſcheinen, um bei uns zu verwirren und uns den
Neutralen gegenüber als Querulanten erſcheinen zu laſſen.
Auch die Berichte aus Waſhington ſind wohl meiſt ge
fälſcht. Die amerikaniſche Politik wäre ſo nicht möglich,
wenn alle Kongreßredner ſich für Deutſchland verwendeten.
Die Baralong- Erörterung im Reichstag war geradezu eine
befreiende Tat für die deutſche Offentlichkeit. Es darf nicht
das Gefühl aufkommen, daß unſere Regierung ſchwach iſt.
Auch was wir den Vereinigten Staaten gegenüber zu ſagen
haben, muß offen geſagt werden können. Unſere Staats
männer unterſchätzen die große Waffe der öffentlichen
Meinung in Deutſchland. Dernburg hätte einen viel
größeren Eindruck in Waſhington im Namen des deutſchen
Volkes gemacht, als bloß im Namen der Regierung. Das
Echo der Reden von Noske bis Oertel im Baralong-Fall
wird ſeinen Eindruck nicht verfehlen. über Kriegsziele im
allgemeinen könnte man wohl ſprechen. Wir müſſen das
Volk auf die künftige Zeit vorbereiten. Geben Sie uns die
Möglichkeit, über die ſlawiſche, flamiſche oder auch engliſche
Frage frei auszuſprechen. Ebenſowenig wie von einem zum
andern Tage die Kriegswirtſchaft in Friedenswirtſchaft
übergehen kann, kann man plötzlich über Friedensziele
ſchreiben, nachdem man 20 Monate hat ſchweigen müſſen.
Der Frieden iſt nicht bloß vom Diplomat zu machen, das
Volk muß gehört werden. (Beifall.)

Von den nationalliberalen und freiſinnigen Abgeordne-
ten Baſſermann, Dr. Ablaß und Genoſſen iſt fol
gender Antrag eingegangen:

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, dem Reichstage
bei Beginn des nächſten Sitzungsabſchnittes einen Geſetz
entwurf vorzulegen, durch welchen die auch während des
Krieges unentbehrlichen Sicherheiten hinſichtlich der Ein
griffe der Militärgewalt in das bürgerliche Leben geſchaffen
werden und die Verantwortlichkeit für dieſe Maßnahmen
geregelt wird.
Abg. Dr. Oertel (Deutſchkonſ.): Unſere heutigen Reden

ſind wirkungsloſe Monologe, denn die für die auf Grund
des Belagerungszuſtandes erlaſſenen Beſtimmungen ver-
antwortlichen Stellen ſind einem andern verantwortlich,
als dem Reichstag. Trotzdem beteiligen meine politiſchen
Freunde ſich an der offenen Ausſprache gewiſſer Beſchwer
den mit allen anderen Parteien des Hauſes. Der Belage-
rungszuſtand iſt nötig für alle auch nur mittelbar bedrohten
Gebiete, das iſt das ganze Deutſche Reich. Die Durch-
führung des Spionageſetzes im Kriege ſetzt den Belage-
rungszuſtand voraus. Der eben eingegangene Antrag iſt
nicht genügend begründet und im Kriege nicht zweckmäßig.
Die Fortdauer des Belagerungszuſtandes iſt trotz aller Be
ſchwerden nötig. Die Zenſur der Jugendſchriften und der
Bühnenſtücke halte ich unter Umſtänden für geboten. (Zu-
rufe.) Auch wir werden den Tag ſegnen, wo die Zenſur
verſchwindet, aber er iſt noch nicht da. Eine mir nahe-
ſtehende Zeitung iſt beſchlagnahmt, zweimal längere Zeit ver-
boten, iſt unter Präventivzenſur geſtellt worden, man ſprach
ſogar von Hochverratsverfahren. Mehr können Sie nicht
verlangen. (Heiterkeit.) Das iſt ein Beweis dafür, daß die
Zenſur die rechtsſtehende Preſſe nicht bevorzugt. Reuter iſt
allerdings der König der Lüge, aber das weiß man nach-
gerade. Die Vorzenſur wird als beſonders drückend empfun-
den. Der Burgfriede darf kein Friedhofsfrieden ſein und
nicht den Miſchmaſch vorbereiten, er ſoll ſorgen, daß wir
uns als Glieder eines Ganzen fühlen, aber nicht berechtigte
Abwehr hindern. Wenige Tage vor dem Treubruch Jtaliens
wurde ein Blatt, das dieſes Ereignis vorausſagte, beſchlag-
nahmt. Jetzt verſteht man nicht, weshalb nicht auch die
Amerikaner beim rechten Namen genannt werden dürfen,
auf deren Haltung dieſe Vorſicht doch keinen Einfluß hat.
Weshalb darf über die faſt völlige Einſtellung des VU-Boot-
krieges nichts geſagt werden? Das Volk verſteht das nicht.
Die Friſt bis zur Freigabe der Kriegszielerörterung darf
nicht zu weit geſteckt werden. Was kann es ſchaden, wenn
wir offen und ehrlich ausſprechen, daß die deutſchen Grenzen
nach Weſten und Oſten erweitert werden müſſen. Wer von
uns würde angeſichts der Verwüſtung Oſtvreußens es bei
den bisherigen Grenzen belaſſen wollen? Weshalb dürfen
wir das nicht ſagen? Die Nichtherausgabe Kurlands ent-
ſpricht dem Empfinden des deutſchen Volkes durchaus.
(Beifall.) Unſere Verſtändigungsſucht gegenüber dem
Auslande in langen Friedensjahren hat uns vielfach ge-
ſchadet, verfallen wir nicht wieder in dieſen Fehler. Keine
Sentimentalität, keine Verſtändigung um jeden Preis! Sie
kommt um ſo eher, je weniger wir ſie ſuchen. Bis dahin
heißt es, den Kampf durchführen. Unſer Kriegsziel iſt die
Erreichung des woeltgeſchichtlichen Zieles, ein Höherer
dem deutſchen Volke geſteckt hat. Dazu müſſen wir das
Deutſchtum durchſetzen. Und dies Ziel muß man ſagen
können. (Beifall.)

Abg. Mertin (Reichspartei): Die Aufregung über den
preußiſchen Miniſtererlaß iſt mir unverſtändlich. (Unruhe.)
Auch die Regierung muß ihre Anſicht zum Ausdruck brin-
gen können. Mit einer Herausgabe der beſetzten Gebiete
im Ganzen wäre das deutſche Volk nicht einverſtaden. Keine
Mutter, deren Sohn gefallen iſt, keine Witwe würde es
verſtehen, daß ſolche Opfer vergeblich gebracht ſein ſollten.

Abg. Dr. Spahn (Ztr.): Jh halte die Annahme der fort
ſchrittlich- nationalliberalen Reſolution ohne Kommiſſions-
beratung und die an ſich nötige Anderung der Belagerungs-
zuſtandsbeſtimmungen in der kurzen Zeit bis zum 15. März
für nicht möglich. Ein Vorwurf gegen die militäriſchen
Stellen iſt unangebracht.

Abg. Heine (Soz.): Es hat ſich heute eine erfreuliche
Einmütigkeit in der Verurteilung der Preſſezenſur gezeigt,
wie wir ſie nur neulich bei der Verurteilung der Baralong-
Mörder gefunden haben. (Sehr richtig!) Als Juriſt ſtimme
ich dem zu, was Kollege Dittmann vom politiſchen Geſichts
punkte ausgeführt hat: es iſt und bleibt ein Mißbrauch des
Geſetzes. Das ganze Syſtem muß immer ſchlimmere Zu
ſtände ſchaffen. Das Volk trägt alle Unbequemlichkeiten
und Härten gern, um den Sieg zu ſichern. Mit dem Be
lagerungszuſtand iſt es aber eine ganz andere Sache. Der
Kaiſer iſt berechtigt. den Belagerungszuſtand zu verhängen,
nicht aber die Generalkommandos. Und woher ſollen die
Generäle das Gefühl für das Volksempfinden haben, die
nur zu kommandieren gewöhnt ſind? Sie können die Fol-
gen ihrer Handlungen nicht überſehen. Guter Wille, mit
Unfähigkeit gepaart, bringt alles Böſe hervor. Wenn der
Polizeipräſident ſogar als Sprachreiniger auftrat, ſo iſt
das doch eine Kindeei. Die Zenſur der Parlamentsberichte
iſt ganz unzuläſſig und dabei politiſch töricht. Die Miß-
griffe bei der Jnhafthaltung einzelner Perſonen und bei
den Jnternierten ſind ein Mißbrauch des Belagerungs-
zuſtandes. Noch immer fehlen die größeren Freiheiten für
die Gewerkſchaften. Die Preßzenſur ſetzt eine Torheit auf
die andere. Wer bei ſeinen Paretiintereſſen, ſeinen theore
tiſche Rechthaberei über die Zukunft Deutſchlands nicht be
denkt. welche Wirkung er. nach außen und innen, auf unſere

vakerländiſche Verkeidigung und die Vorkskraft W
von dem rücken wir nicht nur ab, gegen den ſind auch
ſcharfe Maßnahmen geboten! (Zuruf Liebknechts: So
ſprechen Sie als Sozialdemokrat für den Belagerungszu
ſtand! Große Unruhe, erneute Zurufe.)

Vizepräſ. Dr. Paaſche rief den Abg. Liebknecht zur Ord
nung.

Abg. Heine (fortfahrend): Jch will die Einigkeit des deut
ſchen Volkes aufrechterhalten helfen, aber mit derartigen
Maßnahmen verurſacht man nur Druck. Nur durch Vertrauen
und Offenheit kommen wir zum Ziele. Können nicht die
Parteien einig ſein in dem Willen, das Vaterland zu ver
teidigen? Es preiszugeben ſind nur ſehr Wenige geneigt.
Wir wären viel weiter ohne dieſe Stille, ohne den Maul
korb. Erhöbe fich die Frage: wollt ihr, daß euer Vaterland
vor einer Niederlage bewahrt wird oder wollt ihr Nieder
lage, Schmach und Elend? Wollt ihr den Frieden um jeden
Preis oder einen feſten, ſicheren Frieden, wer kann zweifeln,
wie die Antwort ausfallen wird? Noch führen unſere
Braven ſchwere Kämpfe. Wir Sozialdemokraten lehnen
alle Kriegsziele ab. die den Krieg verlängern und neue
Feindſchaften hervorrufen (Hört! Hört)) und Streitig-
keiten im Jnnern verurſachen können. Wir führen dieſen
Krieg um der Heimat willen. Dieſen Charakter dürfen
ſie ihm nicht nehmen. (Lebhafter Beifall.)

Miniſterialdirektor Dr. Lewald): Es iſt mir nur mög
lich, auf einen Teil der Ausführungen einzugehen. Auf
Grund langer Tradition wird der Belagerungszuſtand ſo
gehandhabt. Jetzt, wo der Krieg auch wirtſchaftlich ge
führt wird, wo England namentlich mit Verleumdungen
arbeitet und mit der Vergiftung der öffentlichen Meinung
im neutralen Auslande, können wir nicht darauf verzichten,
Die ſtellvertretenden Generale führen im gleichen Verant-
wortungsgefühl ihr Amt wie die Generale an der Front.
Die Leobellſchen Erlaſſe ſind im Abgeordnetenhauſe genü-
gend erörtert, hier tat das nicht not. Mit dem erſten Teil
der Reſolution, wonach keine Einrichtung zur Beſchränkung
der Preßfreiheit und Freiheit der öffentlichen Meinung ge
troffen werden darf, iſt auch Miniſter von Loebell einver-
ſtanden. Tatſächlich ſind nur verſchwindend wenige Zei-
tungen verboten wordn. Andererſeits finden Beſprechun
gen mit dem Reichsverband der deutſchen Preſſe ſtatt, die
zu einer Verſtändigung über die techniſche Handhabung
der Zenſur führen werden. Auch den politiſchen Vereinen
wollen wir möglichſte Freiheit laſſen. Die Erörterung über
die Kriegsziele war im Ausſchuß vertraulich, es wäre beſſer
geweſen, wenn ſie hier unterblieben wäre. Die Anſicht,
daß bei der Reichsleitung irgendein Mißtrauen gegenüber
den gewerblichen Vereinen beſtehe, iſt irrig. Die verbün-
deten Regierungen werden in der nächſten Tagung eine
Vorlage machen, die die

Erweiterung der Rechte der Berufsvereine
bringen wird. (Bravol!) Die Zenſur betrachten wir al
notwendiges Ybel, welches der Krieg mit ſich bringt, als eine
Beſchränkung, wie ſie auch auf anderen Gebieten vorkommt;
ſie iſt die Brotkarte der öffentlichen Meinung. (Große
Heiterkeit und Beifall.)
Abg. Waldſtein (Fortſchr. Vpt.):Wir möchten eine Zu
ſatzkarte zu dieſer Brotkarte beantragen. (Heiterkeit.)

Hoffen wir, daß wir von den Tatſachen überholt werden,
ſodaß die Anderung des Belegerungszuſtandes in der näch
ſten Seſſion nicht mehr nötig iſt. Dennoch müſſen die Vor
arbeiten dazu beſchleunigt werden.

Abg. Baſſerman (Natl.) beantragte Verweiſung der fort
ſchrittlich- nationalliberalen Reſolution an die Kommiſſion.

Darauf wurde ein Schlußantrag angenommen.
Abg. Liebknecht (Soz.): Zur Geſchäftsordnung: Dadurch

wird mir das Wort abgeſchnitten. Dieſe Zenſur iſt ſkan-
dalöſer als die heute debattierte. (Präſident Kaempf rief den
Redner zur Ordnung.) Liebknecht fortfahrend: Sie ſollten
vor den Parlamenten des Auslandes erröten. (Lachen bei
der Mehrheit.)

Nach weiteren Bemerkungen gegen die Amtsführung des
Präſidenten wurde dem Abg. Liebknecht das Wort entzogen.

Abg. Dittmann (Soz.) bedauerte ebenfall, daß ihm das
Wort abgeſchnitten ſei.

Abg. Liebknecht (Soz.): (Perſönliche Bemerkung): Die
heutigen Vorwürfe ſind mir lieber, als von Jhnen gelobt zu
werden, wie es letzthin mehreren Mitgliedern der ſozial-
demokratiſchen Fraktion paſſiert iſt. (Schallendes Gelächter.)
Durch Jhr Verhalten zeigen Sie, daß Sie die Wahrheit
ſcheuen.
Die Reſolutionen der Kommiſſion wurden angenommen,

die fortſchrittlich- nationalliberale Reſolution an die Kom
miſſion verwieſen, die ſozialdemokratiſchen Reſolutionen
abgelehnt.

Damit war die Tagesordnung erſchöpft.
Präſident Dr. Kaempf: Eine Reihe finanzieller und wirt

ſchaftlicher Maßnahmen ſind von uns verabſchiedet worden,
andererſeits haben wir gezeigt, mit welcher Entſchloſſenheit
das deutſche Volk die Opfer für das Vaterland, ſeine Zu
kunft und Größe auf ſich'zu nehmen gewillt iſt. Siegreich
ſtehen unſere und unſerer Verbündeten ruhmreiche Truppen
an allen Fronten zu Waſſer und zu Lande; unerſchüttert be-
gegnen wir den Schwierigkeiten aus dem engliſchen Handels
kriege. Jn ohnmächtiger Erbitterung läßt die britiſche Re
gierung ſich dazu hinreißen, feigen Meuchelmord an wehr-
loſen deutſchen Heldenſöhnen zu billigen und ungeſühnt zu
laſſen. Angeſichts alles deſſen geht Deutſchland ſtolz er
hobenen Hauptes ſeinem Ziel entgegen, mehr als je von dem
Vertrauen beſeelt, daß es fich den Platz erringen wird, der
ihm in der Welt gebührt, um dann wieder den Werken des
Friedens zu leben und alle Wunden zu heilen. Dies iſt der
Wunſch, mit der ich die diesmalige Tagung ſchließe, an dem
Tage, an dem wir vor 45 Jahren das Deutſche Reich ge
gründet haben.

Staatsſekretär Dr. Delbrück verlas die Kaiſerliche Ver
ordnung auf Vertagung des Reichstages bis zum 15. März.
n Yataldemokrotiſche Minderheit hatte den Saal ver
aſſen.

Präſident Dr. Kaempf ſchloß die Tagung mit einem drei
fachen Hoch auf Kaiſer, Volk und Vaterland.

Schluß 516 Uhr.

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

Sitzung vom 18. Januar 1916.
Präſident Graf SchwerinLöwitz eröffnete die Sitzung

um 11 Uhr 20 Minuten.
Das Haus ſtimmte einem Antrage auf Einſtellung eines

gegen den Abg. Wenke (Fortſchr. Vpt.) eingeleiteten Straf-
verfahrens wegen Beleidigung zu.

Jn der erſten Beratung des Geſetzentwurfs über weitere
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Bellfen zu Aerkegswohtfadrtsausgaven
für Gemeinden und Gemeindeverbände, für welche zum
zweiten Male 110 Millionen Mark zur Verfügung geſtellt

bemerkte
Abg. v. Haſſe (Konſ.): Wir nehmen an, daß wir beidieſem Geſetzentwurf a ausſprechen und Kritik üben

können wegen künftiger Bewilligung von Unterſtützungen
an Frauen und Kinder der ins Feld Krieger. Wir
ſchlagen vor, heute von einer Debatte über dieſe Fragen ab
zuſehen. Der Reichstag hat ſich mit der gleichen Frage be-
chäftigt und ſeine Entſchließungen werden zurzeit im Bun

rat beraten. Deshalb wäre es praktiſch, die General
debatte bei der zweiten Leſung ſtattfinden zu laſſen; wir
ſchlagen vor, den Geſetzentwurf an die verſtärkte Budget
kommiſſion a überweiſen.

Abg. Caſſel (Fortſchr. Vpt.) erklärte ſich mit dieſem Vor
ſchlage einverſtanden und das Haus beſchloß demgemäß.
Bei der erſten Beratung des Geſetzentwurfs, betreffend
Dienſtvergehen der Beamten der Orts-,
Land, und Jnnungskrankenkaſſen undin der erſten Beratung des Geſetzentwurfs, betreffend
die Ergänzung des Knappſchafts- Kriegs
9 vom 26. März 1915 und des Antrages

raun u. Gen. auf Annahme eines Geſetzentwurfs, be
treffend die n izge Geſetzes beantragte

T Wallbaum (Wirtſch. Vgg.) überweiſung an die
d r GewerbeKommiſſion, und das Haus beſchloß
demgemä

Ohne Debatte wurden genehmigt Verordnungen, be
treffend die erweiterte Gewährung der Wiederein-
ſetzung in den vorigen Stand an Kriegsteil-
nehmer, betreffend weitere Verlängerung der Gültigkeit der
Verordnung über ein vereinfachtes Enteig
nungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgele-
genheit und zur Beſchäftigung von Kriegsgefangenen, be-
treffend Verlängerung der Amtsdauer der
Handelskammer-Mitglieder, betreffend Sicher-
ſtellung des kommunalen Wahlrechts der
Kriegsteilnehmer, und betreffend Befugnis der
Kriegshilfsausſchüſſe in der Provinz Oſtpreußen zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und
Sachverſtändigen.

Die Verordnung über die Abänderung des S 14 der
Jagdordnung für Hannover wurde der Ge-
meindekommiſſion überwieſen, die Verordnung über Ab-
änderung der Verordnüng, betreffend Förderung des
Wiederaufbaues von Ortſchaften in derProvinz Oſtpreußen, der Budget- Kommiſſion.

Die Verordnung betreffend Bekämpfung der
Maſern- und Keuchhuſtenepidemie im Kreiſe
Pleß wurde genehmigt.

Es folgte die erſte Beratung des Geſetzentwurfs zur
Förderung der Anſiedelung (Kriegeranſiedelung),

durch den 100 Millionen Mark behufs Gewährung von
Zwiſchenkredit bei der Errichtung von Rentengütern zur
Verfügung geſtellt werden.
Abg. Dr. Buſſe (Konſ.): Die Tendenz dieſes Entwurfs
iſt durchaus angebracht. Nach der Hergabe von Millionen-
beträgen für dieſe Aufgabe ſeit 1900 hat ſich das Bedürfnis
nach weiteren größeren Mitteln herausgeſtellt. Inzwiſchen
iſt zu den bisherigen Aufgaben der inneren Koloniſation
die neue getreten, die Kriegsteilnehmer anzuſiedeln. Jn
dem Geſetz ſehen wir einige Bedenken, beſonders die Frage,
ob der hohe Zinsfuß nach dem Kriege den Rentengutneh-
mern nicht zu ſchwere Laſten auferlegen wird. Wir bean-
5 en daher eine beſondere Kommiſſion von 21 Mit
gliedern.

Abg. Fuhrmann (Natlib.) ſchloß ſich dieſen Ausführun-
gen an.

Abg. Dr. Bredt (Freikonſ.): Wir dürfen nicht vergeſſen,
daß wir ein Jnduſtrieſtaat geworden ſind. In dieſem Feld-
zuge iſt die Bevölkerung allein von den großen Gütern er-
nährt worden. Man darf deshalb nicht Hoffnungen er
wecken, die ſich nachher nicht erfüllen.

Abg. Graw (Zentr.): An der Volksernährung hat aber
auch der Bauernſtand ſeinen Anteil. Die richtige Verteilung
von Klein und Großgrundbeſitz iſt notwendig. Die Kom
munen werden bei der Anſiedelung mithelfen müſſen. Die
Schwierigkeiten werden wir in der Kommiſſion beſprechen.

Abg. Korfanty (Pole): Wir waren immer Freunde der
Anſiedlung und der Schaffung von kleinen Bauernſtellen,
haben aber bisher mit der Anſiedlung traurige Erfahrun-
gen gemacht. Auch in dieſer praktiſchen Frage muß man
unſere Politik neu orientieren. Wir hoffen auf gleiches
Recht der polniſchen Kriegsteilnehmer, wenn ſie eine Anſied-
lerſtelle wünſchen, und erwarten, daß die Regierung ihren
Standpunkt dazu genau darlegt.

Abg. Dr. Pachnicke (Fortſchr. Vpt.): Wir ſind zu
unſerem Glück ein Jnduſtrieſtaat geworden, denn ein
Agrarſtaat hätte dieſen Krieg nicht führen können. Auch
die Millionen kleiner und mittlerer Betriebe tragen zur
Ernährung der Jnduſtriebevölkerung bei. Die Schwierig-
keiten der Anſiedlung von Kriegsteilnehmern werden wir
überwinden.

Abg. Dr. Bredt (Freikonſ.) hielt ſeine Anſicht aufrecht.
Dr. Lohmann (Natlib.): Nicht lediglich dem Groß

grundbeſitz iſt die Ernährung des Volkes zu verdanken; aber
darüber können wir in der Kommiſſion ſprechen.

Landwirtſchaftsminiſter Freiherr v. Schorlemer: Jch
Jch möchte in dieſem Augenblick nur darüber meine Freude
ausdrücken, daß die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der
in dieſem Entwurf gemachten Vorſchläge allſeitige Zuſtim-
mung gefunden hat. Jch darf mir vorbehalten, in der Kom
miſſionsberatung und in der zweiten Leſung im einzelnen
auf die hier erörterten Fragen zurückzukommen.

Die Vorlage wurde einer beſonderen Kommiſſion von
21 Mitgliedern überwieſen.

Der Präſident erbat und erhielt die Ermächtigung, den
Tag und die Tagesordnung für die nächſte Sitzung ſelbſt
zu beſtimmen, je nach dem Fortſchritt der Arbeiten in der
verſtärkten Bidgetkommiſſion.

Schluß 1214 Uhr.

Herrenhaus
Sitzung vom 18. Januar 1916.

Am Regierungstiſche: v. Breitenbach.
Präſident Graf v. Arnim-Boitzenburg eröffnete die

Sitzung gegen 250 Uhr mit einem Hinweis auf die über
gabe von Montenegro und Glückwünſchen für unſere Bun
desgenoſſen, deren neuer Erfolg eine günſtige Vorbedeu
tung für das endgültige Ergebnis dieſes Krieges ſei. (Leb
hafter Beifall.)

Die Verordnung betreffend die erweiterte Gewährung
der Viedereinſetzung in den vorigen Stand

ehmiat-

Zu ver Verorvnung Koer de weitere Verlangerung der
Gülligkeit der Verordnung vom 11. September 1914, be
treffend ein vereinfachtes Enteignungsver
fahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur
Beſchäftigung von Kriegsgefangenen bemerkte

Berichterſtatter Graf von der SchulenburgGrünthal,
daß in der Landwirtſchaft befürchtet werde, daß nach dem
Kriege nicht Arbeitsloſigkeit, ſondern Arbeitermangel herr
ſchen werde, und daß man deshalb mit dem Gedanken um
gehe, von der intenſiven Wirtſchaft zu der früheren exten-
ſiven Wirtſchaft zurückzukehren, obgleich das nicht im Inter
eſſe der Volksernährung liege. Er bitte deshalb die Re
gierung, Kriegsgefangene nur dann für Notſtandsarbeiten
zu verwendeng, wenn Induſtrie und Landwirtſchaft aus
reichend verſorgt ſeien, und zu erklären, daß nach dem
Kriege die zurückflutenden Arbeitermaſſen in erſter Linie
der Jnduſtrie und der Landwirtſchaft zugeführt und nur
übrig Bleibende zu Notſtandsarbeiten verwendet werden
ſollen.Miniſter der Offentlichen Arbeiten v. Breitenbach: Die
Regierung hat ſich zur Verlängerung der Verordnung bis
6 Monate nach Friedensſchluß entſchloſſen, weil mit der
Möglichkeit einer Arbeitsloſigkeit zu rechnen iſt. Jhr vor-
zubeugen iſt ein Akt der Vorſicht. Aus der bisherigen und
zukünftigen Anwendung der Verordnung entſteht für das
öffentliche Wohl keine Gefahr. Man ſchuf die Verordnung
allerdings zur Beſchaffung von Arbeits gelegenheit und zur
Beſchäftigung der Kriegsgefangenen. Aber ſeit Jahr und
Tag hat ſie nur noch für letzteren Zweck gedient. Der
Kriegsminiſter hat für Hergabe von Kriegsgefangenen die
Bedingung der Dringlichkeit der betreffenden Arbeiten ge-
ſtellt. Dieſe Bedingung iſt erfüllt und Landwirtſchaft und
Jnduſtrie ſind berückſichtigt worden; ſie verdienen auch die
erſte Berückſichtigung. Jn meinem Reſſort brauche ich das
vereinfachte Enteignungsverfahren für den dringlichen Teil
der Bauten und muß unter Umſtänden auch Kriegsgefangene
beſchäftigen. Für mich ſind immer die Intereſſen des
öffentlichen Wohles ausſchlaggebend und entſcheidend.

Berichterſtatter Graf von der Schulenburg-Grünthal
beantragte die Genehmigung der Verordnung.

Die Verordnung wurde genehmigt, des-
gleichen ohne Debatte die Verordnungen, betreffend die
Verlängerung der Amtsdauer der Han-
delskammermitglieder, betreffend Sicherſtellung
des kommunalen Wahlrechts der Kriegs-
teilnehmer, betreffend die Bekämpfung der
Maſern- und Keuchhuſten- Epidemie im
Kreiſe Pleß und betreffend die Befugnis der Kriegs
hilfsausſchüſſe der Provinz Oſtpreußen
zur eidlichen Vernehmung von Zeugen und Sachver-
ſtändigen.

Die Verordnung über die Abänderung des S 14
der Jagdordnung für Hannover wurde der
Agrarkommiſſion überwiesen.

Bei der Beratung des Entwurfs einesFiſchereigeſetzes erklärte
Freiherr v. Richthofen-Damsdorf namens der konſervati-

ven Fraktion: Wiederholt habe die Regierung auf die not-
wendige Erhaltung der Eintracht unter den Parteien
während der Kriegszeit hingewieſen und deshalb auch den
vom Herrenhaus angenommenen Entwurf eines Fidei-
kommißgeſetzes als zu weiterer Beratung ungeignet bezeich-
net, um den Burgfrieden nicht zu gefährden. Dieſen Stand-
punkt habe die Regierung jetzt verlaſſen, ihre jüngſte Kund-
gebung widerſpruchslos dahin verſtehen laſſen, daß ein Ge
ſetzentwurf, betreffend Abänderung des Wahlrechts zum Ab-
geordnetenhauſe unmittelbar nach dem Kriege zu erwarten
ſei, und ſo eine grundlegende Frage der inneren Politik in
den Kreis der Erörterung geſtellt, welche tiefgehende Mei-
nungsverſchiedenheiten, viel tiefere, als bei dem Fideikom-
mißgeſetze, unvermeidlich mache. Die konſervative Partei
gebe pflichtmäßig ihrer einhelligen Anſicht Ausdruck daß der
gegenwärtige Augenblick für eine derartige Kundgebung
der Regierung nicht wohl gewählt war, und enthalte ſich
jedes ſachlichen Eingehens darauf. Sie wollen ſich in ge
meinſamer Arbeit, wie bisher, bemühen, Trennendes zu ver-
meiden, und mit allen Mitgliedern des Hauſes alle Sonder-
beſtrebungen dem höchſten Ziele der Erreichung eines glor-
reichen, alle berechtigten Anforderungen der Nation er-
füllenden Friedens unterordnen. Redner beantragte die
überweiſung des Geſetzentwurfs an eine Kommiſſion von
21 Mitgliedern. Beifall bei der konſervativen Fraktion.)

Herzog zu Trachenberg bedauerte namens der neuen
Fraktion den überraſchenden Angriff auf die in der Thron
rede angekündigte Abänderung des Wahlrechts; ſeine Frak-
tion werde ſeinerzeit ihre Mitwirkung an der Anderung des
Wahlgeſetzes nicht verſagen. (Beifall.)

Da Niemand ſich weiter zum Worte meldete, wurde der
Entwurf einer Zommiſſion von 21 Mitgliedern überwieſen.

Der Präſident erbat und erhielt die Ermächtigung, Seiner
Majeſtät dem Kaiſer die Glückwünſche des Hauſes zum Ge-
burtstage zu übermitteln.

Nächſte Sitzung unbeſtimmt.“
Schluß 314 Uyr.

Stellvertretender Reichskanzler Stagatsminiſter
Dr. Delbrück

Die „Neue politiſche Correſpondenz“ ſchreibt: Der
ſtellvertretende Reichskanzler, Staatsſekretär des Jnnern,
Staatsminiſter Dr. Delbrück vollendet am 19. Januar ſein
60. Lebensjahr.

Clemens Delbrück, am 19. Januar 1856 in Halle a. S.
als Sohn des Kreisphyſikus Dr. Ernſt Delbrück (Vetter des ver-
ſtorbenen Staatsminiſters Rudolf von Delbrück) geboren, ſtudierte
in Halle, Heidelberg, Greifswald und Berlin die Rechte, wurde
1877 Gerichtsreferendar zuerſt in Halbe, ſpäter in Stettin und
1882 Regierungsaſſeſſor in Marien werder. Jm Auguſt 1885 wurde
er zum Landrat des Kreiſes Tuchel und Anfang 1892 zum Re-
gierungsrat beim Oberpräſidium in Danzig ernannt, wo er das
Reſſort der Landwirtſchaft, der Eiſenbahn und der zur ſozial-
politiſchen Geſetzgebung gehörenden Angelegenheiten bearheitete.
Am 22. Mai 1896 wurde Delbrück zum Oberbürgermeiſter von
Dangig gewählt und im Herbſte desſelben Jahres in das Herren
haus berufen. Während ſeiner ſechsjährigen Wirkſamkeit als
Oberbürgermeiſter erwies er ſich als ein Mann von ſicherem Blick
und außergewöhnlicher Arbeitskraft. Der Kaiſer ſpendete ihm im
Herbſt 1901 das Lob, er ſehe die Stadt Danzig aufblühen „unter
der ſicheren Hand eines klugen, weitblickenden Stadthauptes“.
Nach dem Tode Coßlers im Oktober 1902 ernannte der Kaiſer
den Oberbürgermeiſter von Danzig zum Oberpräſidenten von
Weſtpreußen. Jm Oktober 1905 zum prreußiſchen Handels

Die heutige Fortſetzung unſeres Romans
Die blonde Lüge“ erſcheint aus Raumgründen

ausnahmsweiſe in der nächſten Ausgabe.

miniſter an Stelle Möllers ernannk, trat er am 14. Jurr wo
als Staatsſekretär des Jnnern an die Spitze des Reichsamts
des Jnnern. Dr. Delbrück hat in allen ſeinen Aemtern
ſonders auch in den äußerſt ſchwierigen und verwickelten Auf
gaben der Kriegszeit mit ihren ſchnell wechſelnden rn
ein lebhaftes Verſtändnis für die Praxis des wirtſchaftlichen 2
ſozialen Lebens des Reiches bewieſen und für die Wohlfahrt wäh-
rend der Kriegsnöte einen Kurs geſteuert, der es vollbrachte, uns
wirtſchaftlich leiſtungsfähig zu erhalten.

Bedeutſame Veränderungen im italieniſchen
Kriegsplan

Die Wiener „Mittagszeitung“ meldet aus Lugano:
Größte Beſtürzung erregte in Rom eine Meldung, wonach maß-
gebende Perſönlichkeiten erklärt hätten, Jtalien müſſe ſich nun
mehr Oeſterreich- Ungarn gegenüber auf die De-
fenſive beſchränken. Man erwartet in den nächſten
Tagen eine Ankündigung der Heeresleitung betr. bedeutſamer
Veränderungen im italieniſchen Kriegsplan.

Wie ferner die Sofioter „Kambana“ erfährt, ſind wegen
der Beſetzung der Jnſel Kaſteloriſa zwiſchen Jtalien
und England und Frankreich ernſte Meinungs-
verſchiedenheiten entſtanden. Jtalien erhob bei Kriegs-
beginn Anſpruch auf Kaſteloriſo und erhielt eine Zuſage. Es
verlangt jetzt die Ablöſung der franzöſiſchen Trup-
pen durch italieniſche. Das Balkankommando ſtimmte
unter der Bedingung zu, daß Jtalien ſich tatkräftig an der
Salonikiaktion beteilige, was Cadorna ablehnte. Die
„Kambana“ glaubt, der Vierverband werde an der
Kaſteloriſofrage zerſchellen.
Bittere Wahrheiten eines italieniſchen Blattes

Bern, 18. Jan. „Popolo d'Jtalia“ ſetzt ſich in
einem Leitartikel das Ziel, die Entente aus dem Schlafe
aufzuwecken. Zu dieſem Zwecke ſcheut ſich der Verfaſſer
nicht, ſogar bittere ſchmerzliche Wahrheiten zu ſagen.

Es ſei Zeit, daß die Entente nicht mehr ſchlafe, denn ſie
ſpiele in dieſem Kriege um ihre Exiſtenz. Das Blatt frägt,
warum es der Entente bisher noch nicht gelungen ſei, Deutſch
land zu beſiegen. Alle Chancen des Sieges befänden ſich auf
Seiten der Entente Schuld an dem Mißerfolge trügen die
Staatsmänner, ganz beſonders die engliſchen. Bisher hätten dieſe
Angſt vor der Wehrpflicht gehabt. Sie hätten nicht geſehen, wle
ſchlimm die Lage ſei. Der Einmarſch in Polen, das Ende
Serbiens, der Dardanellen krach, die Bedrohung
Salonikis und Egyptens und der Todeskampf Monte-
negros müßten ſie zur Beſinnung bringen. Zu Anfang des
Krieges hätten die Engländer viel von Rußland gehofft, dann
glaubten ſie, Deutſchland könne durch Hunger bezwungen werden.
Noch ſpäter ſei von den Engländern der Bluff eines großen
Heeres erfunden worden, das im Frühjahr 1915 die deutſchen
Linien in Belgien zu Pulver zerreiben ſollte. Nach dieſem Bluff
ſei der Kupferbluff gekommen. Woche um Woche wiederholt las
man in allen großen Zeitungen, Deutſchland habe kein Kupfer
mehr und könne daher keine Geſchoſſe mehr verfertigen. Gerade
aber zu jener Zeit habe Deutſchland ganze Berge von Geſchoſſen
hergeſtellt, von denen die Ruſſen in Galizien und Polen auf
Grund ihrer Erfahrungen am eigenen Leibe etwas erzählen
könnten. Man dürfe auch den Bluff von der Einnahme Konſtan
tinopels nicht vergeſſen, den der arme Churchill erfand. Von
Zeit zu Zeit leſe man in den Zeitungen und höre im Parlament,
daß ein Sieg an den Dardanellen nahe bevorſtehe. Dieſer Sieg
ſei ſchließlich dadurch erreicht worden, daß man ſich wieder ein-
geſchifft habe. Heute klammere man ſich wieder an Hoffnungen,
nämlich an das Ergebnis des wirtſchaftlichen Boykotts Deutſch
lands. Es gebe immer noch Leute, die meinten, Deutſchland
könne durch Mangel an Gold niedergerungen werden. Man
ſolle auf dieſe Jlluſionen verzichten. Deutſchland könne auf
keine andere Weiſe als durch Soldaten beſiegt werden. Das
möge man ſich aber auch in Italien merken. Die Völker der
Entente erwarteten vor Ende des Herbſtes 1916 einen Erfolg.
Wenn bis dahin ein großer und unbeſtrittener Erfolg errungen
ſein werde, würden die alliierten Nationen mit Ruhe dem
dritten Winterfeldzuge entgegenſehen. Aber dieſer Erfolg ſei
notwendig und dafür ſollten die Miniſter ſorgen und ſich dar-
über einigen.

Der VBalkanzug am Ziel
Aus Konſtantinopel wird unterm 17. Januar dem

„L. T.“ gemeldet: Heute abend 7 Uhr iſt unſer Balkanzug nach
glänzend verlaufener Fahrt pünktlich in Konſtantinopel einge-
troffen. Der feierliche, freudig bewegte Empfang auf dem
Bahnhof, zu dem ſich die Miniſter, die Behörden der Stadt
Konſtantinopel ſowie zahlreiche hervorragende Vertreter der
Vierbundsſtaaten eingefunden hatten, trug das Gepräge eines
großen, weltgeſchichtlichen Ereigniſſe s. Die Stadt
gleicht einem Freudenmeer. Ueberall herrſcht bewegte oder be
geiſterte Stimmung.

Maſſenflucht ans Naney
Aus Saint Omer wird gemeldet: Durch die Fliegerangriffe

auf Nancy ſind über 100 Perſonen getötet oder ver-
le tzt. Die genaue Zahl iſt wegen des Zenſurverbots nicht zu
erfahren. Faſt 40 000 Einwohner haben trotz der beruhigen-
den Erklärungen der Regierung Nancy verlaſſen.

Die franzöſiſchen Heeresberichte
Paris, 18. Januar. Amtlicher Bericht von geſtern Nachmiktag.

Vom Verlaufe der Nacht iſt nichts zu melden außer ziemlich beb
hafter Artillerietätigkeit zwiſchen Somme und Abvre.

Jm amtlichen Vericht von geſtern Abend heißt es: In Bel
gien beſchoß unſere weittragende Artillerie zwiſchen Weſtende
und Middelkerke eine feindliche Truppenanſammlung, die be
trächtliche Verluſte erlitt. Feindliche Flieger warfen in der
Richtung Dünkirchen vier Bomben auf die Dünen, ohne ein
Ergebnis zu erzielen. Zwiſchen der Somme und der Aisne
beſchoſſen wir deutſche Schützengräben. Oeſtlich der Maas be
ſchoſſen unſere weittragenden Geſchütze feindliche Speicher bei
Conflans-en-Jarniſy. Man ſah Flammen und eine dichte Rauch-
ſäule aufſteigen.

Die ruſſiſchen Kriegsberichte
Petersburg, 18. Januar. Amtlicher Bericht vom 17. Januar:

Weſtfront: Deutſche Flieger überflogen Schick,
Kurtenhof (an der Düng, 18 Kilometer nordweſtlich Borko-
witz) und Dünaburg. Bei Plakanen (19 Kilometer ſüd
lich Riga), Kokenhuſen, (21 Kilometer öſtlich Friedrichſtadt)
und Jlluxt fanden Artilleriekämpfe ſtatt. Auf das Dorf
Lawrenskaja (an der Düng, 21 Kilometer ſüdlich Liwenhof)
und in der Gegend von Dubeliſchki 22 Kilometer nordweſtlich
Dünaburg) wird gute Artilleriewirkung gemeldet.

Kaukaſusfront: Die Türken verſuchten zweimal das
rechte Arkhavaufer zu gewinnen. Jn den Kämpfen am 15. Jan.
machten unſere Truppen 167 Gefangene und erbeuteten ein tür
kiſches Munitionsdepot nordweſtlich Choroſan mit ähr einer
Million Patronen und mehrere tauſend Artilleri en.

General der Jnf. v. Pritzelwitz
zur Dispoſion geſtellt

Berlin, 18. Wie das „Militärmitteilt t der der Infanterie e
letzt das 6. Armeekorps kommandierte, in Genehmigunge h e eguv geſtellt warden



tibel
nahme der

Zum engliſchen Aushungerungsplan
New-ork, 17. Jan. (Reuter.) Die Blätter enthalten

Telegramme aus London, worin mitgeteilt wird, daß
Großbritannien binnen kurzem die königlichen Verord-
nungen, durch welche der neutrale Handel geregelt wird,
durch die Erklärung einer regelrechten
Blockade erſetzen wird. Beim Staatsdeparte-
ment lief kein amtlicher Bericht darüber ein. Jn Re
gierungskreiſen glaubt man aber daß ein ſolches Vorgehen
viele Gründe zu Mißverſtändniſſen beſeitigen und das
Recht Englands, alle Einfuhr nach deutſchen Häfen zu ver
hindern, außer Frage ſtellen wird. Vermutlich wird da
durch auch die Theorie von der endgültigen Beſtimmung
bezüglich der Waren, die über neutrale Länder Deutſch
land erreichen, oder nach Deutſchland beſtimmt ſind, ge
Schwediſche Empörung gegen engliſche Willkür

e en Sinne e e n a ber Seem ingen ich mit der Be
ſkandinaviſchen Paketpoſt auf dem Dampfer „Stockholm“beſchäftigt. Jn e ürheet et t

Mit dieſer Beſchlagnahme, die während der diplomatiſchenVerhandlungen erfolgte, in denen e ediſch en
auf das völkerrechtswidrige in den engliſchen Handlungen hin
wies, legt die engliſche Regierung ihre Auffaſſung der Lage fol
gendermaßen an den Tag: Wir ſind es, die die Macht
haben, die wir deshalb auch gebrauchen. Der
Umſtand allein, heißt es weiter, daß möglicherweiſe bei ver
ſchiedenen Gelegenheiten eine Warendurchfuhr nach Deutſchland
erfolgt iſt, ſelbſt wenn es ſich dabei nur um geringe Mengen
gehandelt hat, gibt der engliſchen Regierung bereits einen Vor
v z berchtigten Anſprüche eines neutralen Landes z u
verhohnen.

Der „Guiſeppe Verdi“ macht Schule
London, 16. Jan. Die „Central-News“ melden:

Nachdem die amerikaniſche Regierung das Aus
laufen des italieniſchen Dampfers „Giuſeppe
Verdi“, der zwei Geſchütze an Bord hat, er-
laubte, beriefen die engliſchen Reedereien jetzt eine
Konferenz ein, in der die Frage einer allgemeinen
Bewaffnung der Handelsdampfer beſprochen
werden ſoll.

Ruſſiſch- amerikaniſche Geldgeſchäfte
London, 18. Jan. „Daily Telegraph“ meldet aus

NewYork vom 16. Januar: Ein ſtarkes amerikaniſches
Syndikat, an deſſen Spitze die Garantie Truſt- Kompagnie
von NewYork ſteht, verhandelt mit ſechs kapitalkräftigen
ruſſiſchen Banken über eine Anleihe von etwa 100
Millionen Dollars. Si ſoll dem amerikaniſchen Publikum
in Form von Akzepten angeboten und zu einem hohen
Zinsfuß ausgegeben werden. Dieſe Anleihe ſoll mit einer
anderen Anleihe vom gleichen Betrage, über die die Natio-
nal City-Bank ſeit geraumer Zeit verhandelt, konſolidiert
werden, ſo daß dieſelben amerikaniſchen Banken an beiden
Emiſſionen intereſſiert ſind.

General Serrail Oberkommandierender
in Mazedonien

Mailand, 17. Jan. Der „Corriere della Sera“ meldet
aus Saloniki: Goneral Sarrail erhielt aus Paris
und London die amtlichen Nachrichten von ſeiner Ernen
nung zum Oberkommandierenden der fran
zöſiſchen und engliſchen Truppen Maze-
doniens. Sarrail übernimmt den Oberbefehl mit dem
heutigen Tage.

Die Athener Zeitung „Athinai“ erfährt, daß die
italieniſche Regierung den Verbündeten erklärte,
ſie könnte keinesfalls das Verbleiben des
Königs von Serbien oder der Trümmer des
ſerbiſchen Heeres auf italieniſchem Boden
geſtatten, weil der Eindruck der ſerbiſchen
Niederlage auf das italieniſche Volk un
günſtig einwirke. Deshalb ſei nach Verſtändigung mit
den übrigen Mächten die Unterbringung der Serben in
Korfu beſchloſſen worden. Die römiſche „Tribuna“ läßt
in einem Begrüßungsartikel an die in Brindiſi ange-
kommene ſerbiſche Regierung durchblicken, daß die
italieniſchen Beamten die ſerbiſchenFlüchtlinge nicht übermäßig zuvor
kommend behandeln. Dem „Corriere della Sera“
zufolge paſſieren andauernd ſerbiſche von Bari kommende
Flüchtlinge Rom, wo nur wenige Aufenthalt nehmen. Die
meiſten ziehen die Weiterfahrt nach Frankreich vor. Jn
der letzten Woche ſollen mehr als 20000 Serben Rom
paſſiert haben.

Das edle England und die dankbareun Griechen
Berlin, 18. Januar. Der engliſche Zeitungsdienſt von

Poldhu bringt unter dem 16. Januar folgende Nachricht:
„Ein Telegramm aus Sidney meldet, daß eine große Anzahl
Griechen um die Erlaubnis nachſuchte, mit den Auſtraliern dienen
zu dürfen, um ſo kleine Entſchädigung für die edle Weiſe zu
bieten, mit der England Griechenland beiſtand“.

Dieſe Nachricht wird einen Heiterkeitserfolg erzielen, um den
h a ewratt den engliſchen Zeitungsdienſt von Zoldhu be
neiden wird.

Provinz Sachſen und Umgebung
Der Krieg und die Krieger

Die Ausſtellung von Erſatzgliedern und Erwerbhilfsmitteln
für Kriegsbeſchädigte

in Magdeburg, Loge Neue Weg 6/7, iſt am 15. Januar er
öffnet worden. Sie iſt durch das Magdeburger Preisausſchreiben
vom Juli v. Js. veranlaßt worden. Unter dem Vorſitz des
Obe'rpräſidenten wurde ein Ausſchuß gebildet, dem der
Lande shauptmann und zahlreiche hervorragende Perſön
lichkeiten in der Provinz angehörten, vor allem aber auch eine
größere Anzahl hervorragender Orthopädiemechaniker und Aerzte.

Die Ausſtellung, die bis zum 23. Januar einſchließlich
Feifrg iſt, bringt ein faſt lückenloſes Bild der ger ſgr

rotheſentechnik und ihre Beſichtigung wird deshalb für
alle ſachlich intereſſierten Kreiſe, wie Aerzte, e g
niker, Bandagiſten uſw., ebenſo für die Beruf iter der ſoz
len Verſicherungen, für die militäriſchen und bürgerlichen Be
hörden, für Arbeitgeber und Arbeitnehmer von Wert ſein. Jhrer
äußeren Gliederung nach zerfällt ſie in drei Gruppen. Erſatz
glieder des Armes, Erſatzglieder des Beines, Behelfsvorrichtungen
und Hilfsapparate für Einarmige. Obenan ſtehen die Arbeits
arme, die als eine Folge der ſo überaus ßen Zahl von
Kriegsamputationen mit wunderbarer Schnelligkeit und peinlich-
ſter Ausführung von der deutſchen Orthopädiemechanik und
Metallinduſtrie in verſchiedenen Arten und Geſtaltungen ge
ſchaffen worden ſind. Davon haben der ſog. J 1 und der
ſog. Rotaarm den erſten Preis erhalten. Dieſe Arbeitsarme
können durch Einſetzen der künſtlichen Hand zum ſog.
„Sonntags'arme“ umgewandelt werden. Für den Kriegs-
verſtümmelten, insbeſondere Linksamputierten, der z. B. nur
Bürodienſt, Schreibertätigkeit, Botenarbeit und ähnliches aus
führen ſoll, genügen ja ſolche Schmuckarme ohne Einrichtung für

beit, wie ſie in ſehr ſchöner Weiſe hergeſtellt werden und
auf der Ausſtellung auch vertreten ſind; für den rn
im modernen Sinne aber, der eben nicht der Dre und dem
Bettel anheimfallen darf, ſondern ſich als praktiſcher Arbeiter an
der Bohrmaſchine, am Schraubſtock, als Zeichner, in der Land
wirtſchaft betätigen will, ſpeziell für jeden amputierten Rechts
händer, würde der Schmuckarm allein als nur toter Erſatz keinen
Wert haben. Der Beſucher der Ausſtellung wird ferner mehr-
fach Modelle und Zeichnungen finden, bei denen in guter Abſicht
verſucht iſt, in der Art der „Eiſernen Hand“ des Ritters Götz
von Berlichingen künſtliche Finger- und Armbewegungen herzu-
ſtellen, die aber als Protheſen für ſchwere Arbeit nur ſelten ver
wertbar ſind. Jn der Gruppe „Beinerſatz“ ſehen wir die
vorzüglich gearbeiteten modernen Kunſtbeine, die, was Leichtig-
keit des Materials, Exaktheit der Gelenkteile, Sauberkeit der
Ausführung anbelangt, wohl kaum noch übertroffen werden
können.

W. Jena, 18. Januar. (Die Univerſität und der
Krieg.) Von den Dozenten, Aſſiſtenten und Beamten der

Univerſität Jena nehmen nwach den neueſten Aufſtellungen zurzeit
110 am Kriege teil. Von dieſen erhielten 33 das Eiſerne Kreuz,
18 andere Kriegsauszeichnungen, Gefallen ſind bisher ein Do
zent und ſieben Aſſiſtenten.

Kirche, Schule, Jubiläen uſw.
W. Cölleda, 18. Januar. (Pfarrerberufung.) Pfar-

rex Wilhelm in Holzweißig wurde zum 1. April d. Js. zum Ober-
pfarvrer in Cölleda berufen.

W. Haſſelfelde, 18. Jan. (Oberamtsrichter Schulz e.)
Dem Amesrichter Dr. jur. Walter Schul z e in Haſſelfelde wurde
der Titel „Oberamtsrichter“ verliehen.

W. Koburg, 18. Januar. (Kommerzzienrat Arnold.)
Der Herzog hat dem Landtagspräſidenten und Rei rd
neten Arnold in Neuſtadt (Herzogtum Koburg) den Titel
„Kommerzienrat“ verliehen.

Feuersbrünſte, Einbrüche uſw.
Egeln, 18. Januar. (Ein durch Kinder aus ge'-

führter Maſſendiebſtahh, bei dem die Mut tar die
Hehlerin ſpielte und jedenfalls auch die Anſtifterin iſt. wurde
durch unſere Polizei aufgedeckt. Das zuſammengeſtohlene
Warenlager wurde beſchlagnahmt. Jm Meiß'nerſchen Geſchäft
wurde ſeit einiger Zeit der Abgang von Waren bemerkt. Ein
Beamter ſtellte ſich im Geſchäft auf und ermittelte dabei den
Diebſtahl. Zuſammengeſtohlen ſind: Schuhzeug, Bettwäſche,
Leinen, Mädchen und Damen, Männer und Knabenbekleidung,
Schlipſe, Regenſchirme, wollene Decken uſw. Ein Teil des geſtoh
lenen Gutes, Bettzeug. war bereits in Gebrauch genommen. Es
handelt ſich um die Familie B. Der Mann befindet ſich in
Kriegsgefangenſchaft. Vier Kinder, das älteſte 16 Jahre
alt, ſind zu den Diebereien benutzt.

Benndorf, 18. Januar. (Der vierte Einbruchsdiebſtahl.) Schon wieder haben Spitzbuben in unſerem Orte
ihr unſauberes Handwerk ausgeübt. Jn der Nacht zum Freitag
ſtatteten ſie der Räucherkammer des Bergmanns Auguſt Er miſch
in der Friedrichſtraße einen Beſuch ab und ließen ſämtliche Wurſt
von einem Schweine mitgehen. Dieſer Diebſtahl iſt in kurzer
Zeit bereits der vierte, und noch immer iſt es nicht gelungen, die
Diebesbande, denn nur um eine ſolche kann es ſich handeln, aus
findig zu machen.

Verſchiedene Nachrichten
W. Siebleben, 18. Januar. (Der gerechtfertigte

Schafmeiſter.) Der Vorſtand der Schafkorperation erklärt,
daß die Meinung, ihr Schafmeiſter Reinhold Schiel habe in der
Nacht, als das Unglück der Schafherde geſchah, nicht bei ihr ge
wacht, unzutreffend iſt. Der Schafmeiſter habe, wie ſeit Jahren,
auch in der Unfallnacht ſeine Pflicht getreulich getan
und ſei erſt dann nach Hauſe gegangen, als er die aufgeſcheuchte
Herde nicht fand. Das Dunkel der Nacht hatte ſie ſofort ſeinen
Blicken entführt.

Kirche, Schule und Miſſion
Kirchliche Schenkungen und Vermächtniſſe

ſind aus letzter Zeit zu melden für Halle und Umgegend: aus
Halle St. Laurentius Wertpapiere im Nennwert von 15 400 Mark
zur kirchlichen Armenpflege von Frau Pfarrer Gliſe Jache, geb.
Nietſchmann, bisher in Collenbey, jetzt in Halle wohnhaft; Beeſen:
600 Mark zur Grabpflege von der verſtorbenen Tierarztwitwe
Dietrich in Halle a. d. S.; Niemberg: 400 Mark von dem ver-
ſtorbenen Pfarrer Vöttcher, zuletzt in Halle, zur Erhaltung des
Grabes ſeiner Tochter und des Friedhofes, ſowie zur Unterſtützung
armer Gemeindeglieder; Kriegsdorf: ein Begräbnisplatz mit Ein
friedigung und Leichenhalle im Werte von 8000 Mark vom Rentner
Otto und Frau; Steuden: zum Orgelbaufonds 200 Mark von
Ungenannt und 200 Mark von Herrn Marſchhauſen.

Kirchliche Nachrichten aus der Provinz
Berufen und beſtätigt ſind: Pfarrer Knolle als 3. Pfarrer

an der Schloßkirche in Wittenberg, Pfarrer Mühl als 6. Pfarrer
ebenda, Pfarrer Wilhelm als Oberpfarver in Cölleda, t
Lindenberg als ſolcher in Bad Sachſa, Oberpfarrer Lüdicke
als Pfarrer in nebeck. Geftorben ſind: Pfarrer Manger
in Gutenswegen, Diakonus Mendol in Dommitſch. Ep

find folgende
ritdſch, Oberfarnſtedt, Altbengdorf, Sobbeh, Hüllodorß
Cöſſeln, Lützenſömmern.

Poſt und Eiſenbahn
Neue Militärſchnellzüge

Charleville-- Sangerhauſen Halle-- Berlin und umgekehrt
Für Militärurlauber ſind vom 15. bzw. 16. Januar ab

zwei neue Bedarfsſchnellzüge, M. U. Z. 95 und 96, für die ge-
nannten Strecken vorgeſehen worden. Sie werden bis auf
weiteres regelmäßig verkehren. Der bisherige Bedarfs-
ſchnellzug M. U. Z. 84 erhält von demſelben Zeitpunkt ab einen
neuen Fahrplan. Dieſe Fahrpläne werden wie die für alle
Sonder und Bedarfsperſonenzüge nicht öffentlich durch Aushang
bekanntgegeben. Eine Ausnahme bilden nur die bekaernken
Sonderzüge zu ermäßigten Preiſen für den allgemeinen
Verkehr in der Hauptreiſezeit Juli Auguſt jeden Jahres.
Näheres bei den Fahrkarten-Ausgabeſtellen. Die M. U. Z. 84
und 96 dürfen höchſtens 40 Achſen ſtark ſein. M. U. Z. 84 dient
künftig vorzugsweiſe zur Beförderung von Militärperſonen aus
dem Königreich Sachſen und von Leipzig, M. U. Z. 96 dagegen
von Berlin und Halle Ort und Uebergang. M. U. Z. 84 wird in
Leipgig Hauptbaherhof ſtets 10 Minuten auf das Eintre des
Eilzuges 20, der Dresden 10,80 Uhr abends verläßt und 1 Uhrnadts fahrplanmäßig in h einläuft, warten.
M. K. J. 84 derkehrt wie ſein Gogengug M. U. Z. 88
Strochen Leipgig-4 ſfen-Rotbel.

über dio

Börſen- und Handelsteil
Der Stahlwerksverband in 1915

Nachdem die endgültigen Verſandzahlen für den Monat De
e bekanntgegeben worden ſind, iſt ein Ueberblick über die

rſandtätigkeit des Verbandes in dem Kalenderjahre 1915 zu ge
winnen (das Geſchäftsjahr des Verbandes läuft bekanntlich vom
Juli bis Juni). Danach ſtellt ſich im Jahre 1915 der Geſamtver
ſand auf 3 806 124 gegen 4 734 557 Tonnen im Jahre 1914, er
iſt alſo gegen das hende Jahr, in das nur fünf Monate
Kriegszeit fielen, um 1 828 433 Tonnen niedriger.

Am un günſtigſten entwickelte ſich unter dem Einfluß der
fortgeſetzten Verſchlochterung der Lage am Baumarkte der
Markt ormeiſen, das eine von Monat zu Monat ſinkende
Verſ aufweiſt.

Dividendenausſichten

Die „Bresl. Ztg.“ de Dividenden-532 gen hidnare e auf Grund Weg
Privatinformationen:

Schleſiſcher Bankverein 6 bis 7 Prozent (6 Proz. i. Vorj.).
Schleſiſche Bodenkreditbank 7 Prozent (wie im Vorjahre).
Breslauer elektriſche Straßenbahn ca. 4 Prozent (4 Prozent

im Vorjahre).
Erdmannsdorfer Spinnerei 8 Prozent (6 Prozent i. Vorj.).
Flöther Maſchinenfabrik 12 Prozent (wie im Vorjaghre).
Schleſiſche Mühlenwerke 18 Prozetit (12 Prozent i. Vorj.).
„Sileſia“ Verein chemiſcher Fabriken (7 bis 8 Prozent (8 Pro-

zent im Vorjahre).
Bei der Kammgarnſpinnereci Wernshauſen Akt.Geſ. in

h dürfte nach Anſicht unterrichteter Kreiſe die
Verteilung einer Dividende in vorjähriger Höhe (9 Prozent auf
die Vorzugsaktien und 8 Prozent auf die Stammaktien) zu er-
warten ſein.

Die Waren-Liquidations Kaſſe in Hamburg ſchlägt eine
Dividende von 8 Prozent gegen 10 Prozerit im Vorjahre vor.

Die Hafen und Lagerhaus- Aktiengeſellſchaft Aken a. Elbe
ſchlägt wieder 7 Prozent Dividende vor.

„Wild in ihrem Kampfe um Tonnage“
London, 17. Januar. Nach dem Fachblatt „Fair Play“ iſt die

Tendenz am Frachtenmarkte überall äufzerſt feſt. Die Fracht
ſteigerungen von Oſten, von den Vereinigten Staaten und von
A nien ſind außerordentlich, ſo daß es ſchwierig erſcheint, die
höchſten Notizen hierfür feſtzuſtellen. Der Begehr nach Schiffs
vaum iſt ſtändig im Steigen begriffen und die Verfrachter ſind
geradezu wild in ihrem Kampfe um Tannage. Das Angebot von
Schiffen iſt infolge der Verzögerung beim Ausladen in den
Häfen ſehr zurückgegangen. Der Hafen von London iſt überfüllt
mit Schiffen. Die Frachten am öſtlichen Markt verfolgen eben
falls ſteigende Richtung. Für Frachten von Bombay nach London
werden außerordentlich hohe Beträge bezahlt. Auch die heim
kommenden Frachten ſteigen. Aus Argentinien meldet man, daß
die Verſchiffer ihren Bedarf nicht gedeckt bekommen können und
wenn es doch geſchieht, ſo ginge dies auf Koſten der übrigen
Märkte, die ebenſo nötig Schiffsraum benötigen.

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 18. Jan. Die bedingungsloſe Unterwe Montke

negros wurde an der Börſe als erſtes Zeichen der nnenden
Abbröckelung in dem Ring unſerer Feinde freudig begrüßt. Das
Geſchäft blieb gber ſtill und die Kurſe unterlagen im allgemeinen
nur geringen Veränderungen. Der im Zuſammenhang mit nie-
deren Dividendenſchätzungen ſpäter erfolgende ſcharfe Rückgang
der RheinmetallAktien blieb auch auf die Realiſati g
für andere Konjunkturwerte hervortretend. Montanwerte und
Schiffahrtsaktien erwieſen ſich als im Kurſe gut gehalten. Aus
ländiſche Valutenkurſe wurden mit Ausnahme von Wien heute
im allgemeinen niedriger notiert.

Getreidebericht
Jn den Verhältniſſen im Berliner Wavenvberkehr iſt eine

Aenderung nicht eingetreten. Futterk eln waren nur in
geringen Mengen am Markte, dagegen waren Pferdemöhven
bei unveränderten Preiſen reichlicher angeboten. Für Maismehl
erhielt ſich das Intereſſe bei anziehenden Preiſen. v:

649 Milliarden im Reichsſchuldbuch. Um de Mitte des
laufenden Jahres wird das Reichsſchuldbuch einen Beſtand von
rund 6500 Millionen Mark aufzuweiſen haben. m Vepvein mit
der fortlaufenden der Schuldbuchgeichmungen

CLetzte Telegramme
Engliſche Verſtärkungen für Salontki

Lonbon, 18. Januar. „Daily Mail erfährt aus Salo
niki, baß die Engländer am 11. Januar in der Orfanv-Bai
öſtlich von Saloniki anſehnliche Verſtärkungen gelandet
hätten. Deutſche Flieger beſuchten täglich das Lager bei
Zeitelik (2) und ließen Bomben fallen. Elf Perſonen ſeien ver
wundet worden.

Eine neue Wilſon-Note an Oeſterreich-Ungarn
London, 18. Jan. „Daily Chronicle erfährt aus

New-York, die Regierung bereite eine Note an
Oeſterreich- Ungarn vor, worin für die Beſchlag
nahme eines Tankdampfers und von Petroleumvorräten
durch ein V-Boot Entſchuldigung und Schadenerfatz ver
langt wird.

Die ſerbiſche Regierung auf der Wanderung
London, 18. Jan. Die „Times“ erfährt aus Park

daß die ſerbiſcho Regierung ſich binnen kurzem in Aix
en Provence niederlaſſen würde.

Feuer in einer engliſchen Kaſerne
London, 18. Jan. Am Sonnabend brach in ber

Kaſerne der Royal Engineers in Chatham ein Brand aus.
Eine Anzahl Gebäude wurde zerſtört.

Wetterbericht
vom 18. Januar: Während im mittleren Deu das Wetter
geſtern vorwiegend trocken blieb, C im an der
Küſte ſowie im Oſten noch v e Niederſchläge. hat
ſich zumeiſt Aufklaren eingeſtellt. Jm Oſten
Kälte Königsberg 17 Grad), ſonſt dauert das
allgemein fort. Ausſichten für Mittwoch: Reblig,
zeitweiſe heiter, vorwiegend trocken, tagsüber mild.

Verantwortlich:
für den politiſchen Teil: Dr. Mätzold; für en unde

O. 3 u 3u H. ren t eil: H. Krefbohm.
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